Positionspapier 

des LKT NRW und des StGB NRW

zur Verwaltungsstrukturreform

Landkreistag Nordrhein-Westfalen (LKT NRW) und Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen (StGB NRW) betonen die Notwendigkeit einer umfassenden Verwaltungsstrukturreform auf Landesebene. Voraussetzung hierfür ist die vorbehaltlose aufgabenbezogene Überprüfung aller staatlichen Verwaltungsebenen. LKT NRW und StGB NRW erwarten von einer derartigen Reform nicht nur eine Entschärfung der dramatischen Finanzkrise der öffentlichen Hand, sondern auch eine Stärkung der Subsidiarität und, damit verbunden, eine Aufwertung kommunaler und regionaler Kompetenzen.

Für den LKT NRW und StGB NRW sind nachstehende Grundpositionen von wesentlicher Bedeutung: 

1. Ziel einer Reform der Landesverwaltung muss eine größere Bürgernähe, stärkere Kundenorientierung und eine Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung sein. Die Reform muss sich messen lassen an den Kriterien klarer Kompetenzabgrenzungen, Abbau von Bürokratie, der Transparenz von Verwaltungsstrukturen sowie der Möglichkeit einer wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung. 
2. Am Anfang und im Zentrum der Überlegungen einer Verwaltungsreform muss die Überprüfung der Aufgabenwahrnehmung stehen. Ausgehend von einer Überprüfung aller von der staatlichen Verwaltung in Nordrhein-Westfalen wahrgenommenen Aufgaben ist für jede dieser Aufgaben zu fragen,

· ob sie ersatzlos gestrichen werden kann oder noch weiter von der öffentlichen Verwaltung wahrgenommen werden muss,
· ob bei der künftigen Aufgabenerfüllung qualitative Abstriche gemacht werden können und
· von welcher Ebene der öffentlichen Verwaltung unter Beachtung der wesentlichen Reformziele „ortsnahe Aufgabenerfüllung“, „Wahrung der Subsidiarität“ und „weitgehende Dekonzentration und Dezentralisation“ die Aufgabe im Hinblick auf Effektivität und Effizienz künftig am besten erfüllt werden kann.

3. Zielsetzung einer Aufgabenverlagerung muss die Zusammenführung von Aufgaben- und Finanzverantwortung sein. Die Einhaltung des strikten Konnexitätsprinzips ist unabdingbar. Kommunale Finanzautonomie und Finanzausstattung müssen die kostendeckende Aufgabenerfüllung umfassend garantieren. 

4. LKT NRW und StGB NRW bekräftigen ihre Auffassung, dass die staatlichen Sonderverwaltungen weitgehend abzuschaffen und ihre Aufgaben auf die staatlichen Mittelbehörden bzw. die Kreisebene zu übertragen sind. Dies betrifft insbesondere die Sonderverwaltungen im Bereich der Umwelt- und Arbeitsschutzverwaltung sowie der Versorgungsverwaltung

5. LKT NRW und StGB NRW gehen davon aus, dass Grundsatzentscheidungen zu Aufgabenverlagerungen auf die kommunale Ebene unter ihrer Einbeziehung in partnerschaftlich angelegten Verfahren vorbereitet werden.

